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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit (20. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksachen 10/1051 Nr. 12, 10/1145 — 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung von Vorschriften 
für die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 über die Nahrungs- 
mittelhilfepolitik und -Verwaltung 

>>EG-Dok. Nr. 4483/84« 


A. Problem 

Das Instrument der Nahrungsmittelhilfe soll stärker an ent- 
wicklungspolitischen Zielsetzungen ausgerichtet werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Beratung des Ver- 
ordnungs-Vorschlages in der EG einige Forderungen zu ver- 
treten, die auf eine stärkere entwicklungspolitische Ausrich- 
tung der Nahrungsmittelhilfe abzielen. 


C. Alternativen 

Wurden im Ausschuß nicht erörtert. 


D. Kosten 

keine 


Einstimmigkeit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird auf gef ordert, bei der Beratung des Vorschlages für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung von Vorschriften für die 

Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 über die Nahrungsmittelhilfepo- 
litik und -Verwaltung (EG-Dok. Nr. 4483/84) — Anlage — in der Europäischen 

Gemeinschaft auf folgendes hinzuwirken: 

1. Es sollen keine Höchstmengen für die Nahrungsmittelhilfen festgeschrieben 
werden, der Kommission soll vielmehr die Möglichkeit der Unterschreitung 
der Mengenziele bleiben. 

2. Die Abgrenzung zwischen Soforthilfe und regulärer Nahrungsmittelhilfe und 
der Zusammenhang beider Hilfsformen sollen präziser herausgearbeitet wer- 
den. 

3. Die Kriterien für die Auswahl der möglichen Empfängerländer der Nah- 
rungsmittelhilfe sind offenzulegen. 

4. Die für die Hilfsmaßnahmen erforderlichen Nahrungsmittel sollten entgegen 
der bestehenden Regelung grundsätzlich in Entwicklungsländern und nur 
ausnahmsweise in der EG beschafft werden. 

5. Die Kontrollsysteme in der Verteilung der Nahrungsmittelhilfe sind zu ver- 
bessern. 

6. Es sollte eine Auswertung der Erfahrungen mit der Nahrungsmittelhilfe in 
den letzten Jahren vorgelegt werden. 


Bonn, den 3. Mai 1984 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Hüsch Brück Dr. Pohlmeier 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung von Vorschriften für die Anwendung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 über die Nahrungsmitteihilfepolitik und -Verwaltung 


1. Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG) 3331/82 
des Rates vom 3. Dezember 1982 über die Nah- 
rungs mittelhilf epolitik und -Verwaltung wer- 
den vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission nach Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments 

— die Entscheidungen über die Gesamtmengen 
der einzelnen Erzeugnisse für ein Jahr und 
mehrere Jahre getroffen; 

— die Länder und Organisationen bestimmt, die 
für ein Jahr oder mehrere Jahre für Nah- 
rungsmittelhilfemaßnahmen in Frage kom- 
men; 

— die als Hilfe zu liefernden Grunderzeugnisse 
unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Vorräte der betreffenden Erzeugnisse be- 
stimmt; 

— die abgeleiteten Erzeugnisse bestimmt, die 
für Nahrungsmittelhilfemaßnahmen verwen- 
det werden können; 

— die allgemeinen Kriterien für den Transport 
der Nahrungsmittelhilfe über das fob-Sta- 
dium hinaus festgelegt. 

Diese verschiedenen Elemente bilden den allgemei- 
nen Rahmen, in dem die konkreten Entscheidungen 
betreffend Zuteilung und Verwaltung der Nah- 
rungsmittelhilfe getroffen werden müssen. 

2. Am 11. Juli 1983 erließ der Rat die Verordnung 
(EWG) Nr. 1992/83 zur Festlegung von Vorschrif- 
ten für die Anwendung der Verordnung (EWG) 
Nr. 3331/82 über die Nahrungsmittelhilfepolitik 
und -Verwaltung im Jahre 1983 ^). 

Durch diese Verordnung konnten neue Verfah- 
ren für die Beschlußfassung betreffend die Nah- 
rungsmittelhilfe und ihre Zuteilung festgelegt 
werden. 

a) Nach dem in Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) 3331/82 vorgesehenen Verfahren setzt 
die Kommission nach Anhörung des mit Arti- 
kel 7 der Verordnung eingesetzten Ausschus- 
ses für Nahrungsmittelhilfe die Nahrungs- 
mittelhilfemaßnahmen nach Empfängerlän- 
dern und -Organisationen fest. 

1983 hat die Kommission drei Serien von Zu- 
teilungsbeschlüssen (siehe Anhang B) am 


1) ABI. Nr. L 352 vom 14. Dezember 1982, S. 1. 
• 2) ABI. Nr. L 196 vom 20. Juli 1983, S. 1. 


29. Juli, 2. Dezember und 20. Dezember ge- 
faßt, nachdem der Ausschuß in seinen Sit- 
zungen vom 13. und 14. Juli, 10. November 
und 15. Dezember eine Stellungnahme abge- 
geben hatte. 

b) Eine andere Vorgehensweise ist in Artikel 6 
der Verordnung (EWG) 3331/81 für Dringlich- 
keitsfälle vorgesehen. Sofern es sich um 
plötzliche und unvorhergesehene Naturka- 
tastrophen handelt, beschließt die Kommis- 
sion die erforderlichen Maßnahmen und un- 
terrichtet die Mitgliedstaaten. Handelt es 
sich um außergewöhnliche Umstände, die mit 
Naturkatastrophen vergleichbar sind, be- 
schließt die Kommission nach fernschriftli- 
cher Konsultation der Mitgliedsstaaten unter 
Gewährung einer Frist von 48 Stunden zur 
Formulierung möglicher Einwände. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurden 22 
Hilfsmaßnahmen zugunsten von etwa 30 
Ländern beschlossen (Anhang B). 

3. Um eine gewisse Stabilität zu gewährleisten, 
schlägt die Kommission für 1984 eine Durchfüh- 
rungsverordnung vor, die der vom Rat für 1983 
erlassenen Verordnung entspricht und insbeson- 
dere folgende Einzelheiten enthält: 

— die Liste der für die Nahrungsmittelhilfe- 
maßnahmen in Frage kommenden Erzeug- 
nisse; 

— die Länder und Organisationen, die für eine 
Nahrungsmittelhilfemaßnahme der EWG in 
Frage kommen; 

— die Übernahme der Transportkosten über 
das fob-Stadium hinaus; 

— die Festsetzung der Bedingungen für die Lie- 
ferung der Hilfe; 

— die Modalitäten für den Kauf von Nahrungs- 
mitteln, einschließlich der Regeln für den 
Kauf der Erzeugnisse in einem Entwick- 
lungsland. 

4. Hinsichtlich der Gesamtmenge der als Nah- 
rungsmittelhilfe gelieferten Erzeugnisse schlägt 
die Kommission dem Rat vor, wie für 1983 eine 
Entscheidung über die Mengen unter Berück- 
sichtigung der Haushaltsmittel des betreffenden 
Jahres zu treffen. 

5. In der Begründung wird das Abkommen mit der 
UNRWA aufgeführt, die Umsetzung dieser Ver- 
einbarung soll entsprechend den gleichen Vorge- 
hensweisen der anderen Maßnahmen der Nah- 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — No 59/84 — vom 16. Fe- 
bruar 1984 
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rungsmittelhilf e erfolgen (Artikel 5 der Verord- 
nung (EWG) 3331/82). 

— Die Möglichkeit der Durchführung von 
Mehrjahresprogrammen ist in der Entschlie- 
ßung des Rates vom 18. November 1981 er- 
wähnt und juristisch in der Rahmenverord- 
nung (EWG) 3331/82 vorgesehen. Ferner ent- 
hält die Entschließung des Rates vom 15. No- 
vember 1983 die Leitlinien für diese Art von 
Programmen. Die Kommission kann dann 
für 1984 die ersten Mehrjahresprogramme 
auf der Grundlage dieser verschiedenen Fak- 
toren vorsehen. Die Unterlagen für die Mehr- 
jahresprogramme müssen einzeln vom Aus- 
schuß für Nahrungsmittelhilfe geprüft wer- 
den. Gemäß der Entschließung vom 15. No- 
vember 1983 werden die im Rahmen der 
Mehrj ahresprogramme zu gewährenden 

Mengen jährlich beschlossen. Es ist somit 
nicht erforderlich, die im Rahmen von Mehr- 
jahresprogrammen zu gewährenden Mengen 
in der im Anhang vorgeschlagenen Durch- 
führungsverordnung festzusetzen. 

6. Hinsichtlich der Anordnung der Bestimmungen 
unterscheidet sich die Durchführungsverord- 
nung für 1984 von derjenigen des vergangenen 
Jahres in einem wichtigen Punkt. Die Gesamt- 
mengen der Nahrungsmittel, die die Gemein- 
schaft bestimmten Entwicklungsländern zur 
Verfügung stellen will, werden in Anhang I an- 


gegeben, nicht in Artikel 1 wie in der Durchfüh- 
rungsverordnung für das vergangene Jahr. Auf 
diese Weise bilden die Artikel der Verordnung 
das Gesamtbild einer gewissen Stabilität, das 
von Jahr zu Jahr beibehalten werden kann. Die 
Teile der Verordnung, die mit größerer Wahr- 
scheinlichkeit alljährlich geändert werden 
(Mengen, Liste der Begünstigten, Liste der Er- 
zeugnisse) bilden die Anhänge. 

7. Gegenstand dieser Mitteilung ist nicht die Auf- 
teilung der im Rahmen des Nahrungsmittelhilfe- 
übereinkommens vorgesehenen Hilfsmaßnah- 
men zwischen der Gemeinschaft und den Mit- 
gliedstaaten einerseits und zwischen den Mit- 
gliedstaaten andererseits. In Artikel 4 der Ver- 
ordnung (EWG) 3331/81 ist vorgesehen, daß der 
Rat einstimmig darüber entscheidet. Zu dieser 
Frage hat die Kommission dem Rat eine ge- 
trennte Mitteilung KOM(83) 669 übermittelt. 

8. Schlußfolgerung 

Um der Nahrungsmittelhilfe den erforderlichen 
festen Rahmen zu geben und neue Initiativen zu 
ermöglichen, schlägt die Kommission dem Rat 
vor, die nachstehende Verordnung zur Festle- 
gung von Vorschriften für die Anwendung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 über die Nah- 
rungsmittelhilfepolitik und -Verwaltung unter 
Festlegung der für 1984 verfügbaren Mengen 
(Anhang A) anzunehmen. 
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Anhang A 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung von Vorschriften für die Anwendung 
der Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 über die Nahrungsmittelpolitik und -Verwaltung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 
des Rates vom 3. Dezember 1982 über die Nah- 
rungsmittelhilfepolitik und -Verwaltung und zur Än- 
derung der Verordung (EWG) Nr. 2750/75 ^), insbe- 
sondere auf Artikel 4 Absatz 1 erster, vierter, fünf- 
ter, sechster und siebter Gedankenstrich sowie Ab- 
satz 2, 

auf Vorschlag der Kommission nach Stellung- 
nahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3331/ 
82 erfordert die Bestimmung der Gesamtmengen 
der einzelnen Erzeugnisse, die im Rahmen der Nah- 
rungsmittelhilfemaßnahmen unter Beachtung der 
internationalen Verpflichtungen der Gemeinschaft 
zu liefern sind. 

Die Gemeinschaft hat Verpflichtungen im Rahmen 
des Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommens über- 
nommen. 

Die Gemeinschaft hat außerdem Verpflichtungen 
aufgrund des mit der UNRWA geschlossenen Ab- 
kommens übernommen. 

Unbeschadet der Sofortmaßnahmen sollte die Liste 
derjenigen Länder und Organisationen erstellt wer- 
den, die für Nahrungsmittelhilfemaßnahmen in Be- 
tracht kommen. 

Außerdem ist die Möglichkeit vorzusehen, Nichtre- 
gierungsorganisationen (NRO) Nahrungsmittelhil- 
fen zur Verfügung zu stellen. Diese müssen be- 
stimmte Voraussetzungen erfüllen, die die ord- 
nungsgemäße Abwicklung der Nahrungsmittelhilfe 
gewährleisten. 

Die Grunderzeugnisse und die abgeleiteten Erzeug- 
nisse, die für Nahrungsmittelhilfemaßnahmen in 
Betracht kommen, sind insbesondere unter Berück- 
sichtigung der vorhandenen Vorräte der betreffen- 
den Erzeugnisse zu bestimmen. 

Ferner sind allgemeine Kriterien für den Transport 
der Nahrungsmittelhilfe über die fob-Stufe hinaus 
festzulegen, wobei der finanziellen und geographi- 
schen Situation der begünstigten Länder sowie den 
Wegen und Stellen Rechnung zu tragen ist, über die 
diese Hilfe geliefert wird. Zu diesem Zweck ist 


^) ABI. Nr. L 352 vom 14. Dezember 1982, S. 1. 


ferner die Notwendigkeit zu berücksichtigen, eine 
möglichst große Wirksamkeit der betreffenden 
Nahrungsmittelhilfemaßnahmen zu garantieren. 

Um die Verwirklichung der Ziele der Nahrungsmit- 
telhilfemaßnahmen sicherzustellen, ist ferner vor- 
zusehen, daß diese Hilfe den Empfängern nur ge- 
währt wird, wenn sie sich verpflichten, die von der 
Kommission festgesetzten Lieferbedingungen ein- 
zuhalten. 

Es sind die Verfahren für die Bereitstellung, den 
Transport und die Lieferung der Erzeugnisse fest- 
zulegen; ferner ist das Verfahren für die Bereitstel- 
lung von Erzeugnissen außerhalb der Gemeinschaft 
festzulegen. 

Die Kommission muß alle zweckdienlichen Maß- 
nahmen für die ordnungsgemäße Ausführung der 
Nahrungsmittelhilfeprogramme und -maßnahmen 
treffen können. Die Mitgliedstaaten müssen ihr zu 
diesem Zweck die erforderliche Unterstützung lei- 
sten und ihr insbesondere alle sachdienlichen Aus- 
künfte liefern. 

Mehrjährige Nahrungsmittelhilfeprogramme kön- 
nen in bestimmten Fällen und bei entsprechenden 
Modalitäten einen positiven Beitrag zur Entwick- 
lung der begünstigten Länder leisten. 

Die Mehrjahresprogramme werden nach einem 
Dialog mit dem begünstigten Land aufgestellt. 

Diese Programme mit begrenzter Laufzeit sind 
Richtprogramme; die Liefermenge wird alljährlich 
von der zuständigen Stelle der Gemeinschaft fest- 
gesetzt 

Diese Verpflichtungen können daher auf die Wa- 
renmengen, die bestimmten Entwicklungsländern 
und besonderen Organisationen jährlich zur Verfü- 
gung gestellt werden, angerechnet werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die bestimmten Entwicklungsländern und Orga- 
nisationen als Nahrungsmittelhilfe zur Verfü- 
gung gestellten Mengen sind in Anhang 1 genau 
angegeben. 

Die im vierten bis sechsten Gedankenstrich im 
Anhang I genannten Erzeugnisse werden be- 
stimmten Entwicklungsländern und Organisa- 
tionen in Form von punktuellen Maßnahmen 
oder von Sofortmaßnahmen zur Verfügung ge- 
stellt, die von der Kommission je nachdem ge- 
mäß Artikel 5 oder 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3331/82 beschlossen werden. 
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2. Die Erzeugnisse, die gemäß Absatz 1 für die 
Nahrungsmittelhilfe in Betracht gezogen wer- 
den, sind in Anhang 2 genauer angegeben. 


Artikel 2 

1. Die Länder und Organisationen, die für Hilfe- 
maßnahmen gemäß Artikel 1 in Betracht kom- 
men, sind in Anhang 3 aufgeführt. 

2. Die Hilfe kann auch Niechtregierungsorganisa- 
tionen (NRO) zur Verfügung gestellt werden, die 
insbesondere folgenden Kriterien entsprechen: 

a) Sitz in einem Mitgliedstaat oder ausnahms- 
weise in einem Drittland, 

b) Besitz einer für eine derartige Organisation 
typischen Satzung, 

c) Nachweis, daß sie in der Lage sind, die 
Nahrungsmittelmaßnahmen ordnungsgemäß 
durchzüführen, 

d) Übernahme der Verpflichtung, die von der 
Kommission nach Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3331/82 festgesetzten Lieferbedin- 
gungen einzuhalten. 


Artikel 3 

Ist die Kommission der Auffassung, daß die Ge- 
meinschaft die Kosten für die Beförderung der 
Nahrungsmittelhilfe über die fob-Stufe hinaus 
übernehmen sollte, so berücksichtigt sie folgende 
allgemeine Kriterien: 

— ob die Empfängerländer zu denen gehören, die 
in der Liste der am wenigsten entwickelten Län- 
der aufgeführt sind; 

— ob das Empfängerland ein Binnenland ist oder 
nicht; 

— die finanzielle Lage des Empfängerlandes; 

— die Lieferung der Nahrungsmittel an Organisa- 
tionen oder an NRO gemäß Artikel 2; 

— die Notwendigkeit der Beschaffung des Erzeug- 
nisses auf dem Markt eines Entwicklungslan- 
des; 

— die Notwendigkeit der Bereitstellung der Nah- 
rungsmittelhilfe als Sofortmaßnahme; 

— die Notwendigkeit, eine möglichst große Wirk- 
samkeit der betreffenden Nahrungsmittelhilfe- 
maßnahme sicherzustellen. 


Artikel 4 

Die Kosten der Verteilung können von der Ge- 
meinschaft getragen werden, wenn diese Finanzie- 
rung für die ordnungsgemäße Durchführung der 
betreffenden Nahrungsmittelhilfemaßnahmen er- 
forderlich ist. 


Artikel 5 

(1) Die Kommission stellt den Empfängern die in 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EWG) Nr. 3331/82 genannten Bedingungen für die 
Lieferung der Nahrungsmittelhilfe mit. 

(2) Die Nahrungsmittelhilfe wird den Empfän- 
gern nur gewährt, wenn sie sich verpflichten, die 
ihnen von der Kommission mitgeteilten Lieferbe- 
dingungen einzuhalten. 


Artikel 6 

(1) Abgesehen von Sofortmaßnahmen oder dem 
Fall, daß Erzeugnisse in einem Entwicklungsland 
erworben werden müssen, da sie auf dem Gemein- 
schaftsmarkt nicht verfügbar sind, erfolgt eine Aus- 
schreibung in der Gemeinschaft, 

— um das Erzeugnis auf dem Gemeinschaftsmarkt 
bereitzustellen oder gegebenenfalls auf diesem 
Markt zu kaufen oder herzustellen, 

— für den Transport und die Lieferung des Erzeug- 
nisses über die Stufe der Bereitstellung hinaus. 

Beläuft sich eine Nahrungsmittelhilfemaßnahme 
auf nur relativ geringe Beträge, so kann auch Ab- 
satz 2 angewendet werden. 

(2) Für Sofortmaßnahmen oder für den Fall, daß 
Erzeugnisse in einem Entwicklungsland erworben 
werden müssen, da sie auf dem Gemeinschafts- 
markt nicht verfügbar sind, kann die Kommission 
die erforderlichen Verträge freihändig vergeben 
oder den Mitgliedstaaten und gegebenenfalls einem 
Beauftragten den Abschluß dieser Verträge unter 
den von ihr festgesetzten Bedingungen aufgeben. 


Artikel 7 

(1) Die Kommission legt die Regeln für die Bereit- 
stellung von Erzeugnissen fest, die auf dem Ge- 
meinschaftsmarkt nicht verfügbar sind und deshalb 
in einem Entwicklungsland gekauft werden müs- 
sen. 

Zur Feststellung der Nichtverfügbarkeit berück- 
sichtigt die Kommission die in der Gemeinschaft 
verfügbaren Bestände der betreffenden Erzeug- 
nisse und den Bedarf des Gemeinschaftsmarktes 
bei diesen Erzeugnissen. 

(2) Bei im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe gelie- 
ferten Milcherzeugnissen dürfen nur solche Er- 
zeugnisse geliefert werden, die in der Gemeinschaft 
hergestellt und erworben worden sind. 

(3) Die Kommission legt die in Absatz 1 genann- 
ten Regeln nach dem Verfahren des Artikels 8 der 
Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 fest. 
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Artikel 10 


Artikel 8 

Die Kommission legt die in Artikel 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 3331/82 genannten technischen 
Koeffizienten und Gleichwertigkeitskriterien nach 
dem Verfahren des Artikels 8 derselben Verord- 
nung fest. 

Artikel 9 

Die Kommission trifft alle erforderlichen Maß- 
nahmen zur ordnungsgemäßen Durchführung der 
Nahrungsmittelhilfeprogramme und -maßnahmen. 

Die Mitgliedstaaten leisten ihr dabei jede zweck- 
dienliche Unterstützung und geben ihr insbeson- 
dere alle erforderlichen Auskünfte. 


Das Europäische Parlament wird über die Ver- 
waltung der Nahrungsmittelhilfe durch Mitteilung 
der Beschlüsse nach Artikel 7 und 8 im Anschluß an 
ihre Verabschiedung unterrichtet. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 1 

Die in Artikel 1 Abs. 1 genannten Mengen, die für 1984 bereitgestellt werden: 

— an Getreide: 

a) eine erste Tranche von 927 663 Tonnen; 

b) eine zweite Tranche von bis zu 200 000 Tonnen; 

— an Magermilchpulver: eine Höchstmenge von 122 500 Tonnen: 

— an Butteroil: eine Höchstmenge von 32 760 Tonnen; 

— an Zucker: eine Höchstmenge von 13 500 Tonnen; 

— an Pflanzen-ZOlivenÖl: eine Höchstmenge von 20 000 Tonnen; 

— an sonstigen Erzeugnissen (Fisch, trockene Hülsenfrüchte und Mehl von 
trockenen Hülsenfrüchten, usw.): eine Menge in Gegenwert von höchstens 
147 000 Tonnen Getreide. 


Anhang 2 


Liste der Erzeugnisse gemäß Artikel 1 


Nummer des 
Gemeinsamen Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

03.02 

Fische, getrocknet, gesalzen oder in Salzlake; Fische, geräuchert, auch vor 
oder während des Räucherns gegart 

04.02 A II und B I 

Milch und Rahm, in Pulverform oder granuliert 

ex 04.03 

Butteroil (entsprechend der Definition in Anhang III der Verordnung (EWG) 
Nr. 1354/83) 

07.05 B 

Trockene ausgelöste Hülsenfrüchte, auch geschält oder zerkleinert (zu ande- 
ren Zwecken als zur Aussaat bestimmt) 

ex Kapitel 10 

Getreide (zu anderen Zwecken als zur Aussaat bestimmt) 

(ex 10.01 bis 10.07) 


11.01 

Mehl von Getreide 

ex 11.02 

Grobgrieß und Feingrieß; Getreidekörner, geschält, perlförmig geschliffen, 
geschrotet, gequetscht oder als Flocken, ausgenommen Reis der Ta- 
rifnr. 10.06 

11.04 A 

Mehl von trockenen Hülsenfrüchten der Tarifnummer 07.05 

15.07 A 

Olivenöl 

15.07 D II 

Fette pflanzliche Öle, flüssig oder fest, roh, gereinigt oder raffiniert, (ausge- 
nommen Olivenöl, Holzöl — Chinaöl, Tungöl, Abrasinöl, Elaeococcaöl — , Oiti- 
cicaöl; Myrtenwachs und Japanwachs, Rizinusöl und andere Öle zu techni- 
schen und industriellen Zwecken, ausgenommen zum Herstellen von Lebens- 
mitteln) 

16.04 D 

Sardinen 

ex 16.04 F 

Sardellen 

17.01 A und B 

Rüben- und Rohrzucker, fest 

ex 19.03 

Makkaroni, Spaghetti oder entsprechende Erzeugnisse 
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Anhang 3 

Länder und Organisationen gemäß Artikel 2 


1. Länder 


Ägypten 

Indonesien 

Philippinen 

Äquatorialguinea 

Jamaika 

Ruanda 

Äthiopien 

Jemen (Arabische Republik) 

Sambia 

Angola 

Jemen (Demokratische Republik) 

St. Kitts- Nevis 

Antigua und Barbuda 

Jordanien 

St. Lucia 

Bangladesch 

Kap Verde 

St. Vincent und die Grenadinen 

Benin 

Kenia 

Säo Tome und Principe 

Bolivien 

Komoren 

Senegal 

Botsuana 

Lesotho 

Seschellen 

Burundi 

Libanon 

Sierra Leone 

China 

Madagaskar 

Simbabwe 

Costa Rica 

Malawi 

Somalia 

Dominica 

Malediven 

Sri Lanka 

Dominikanische Republik 

Mali 

Sudan 

Dschibuti 

Malta 

Swasiland 

Ecuador 

Marokko 

Syrien 

Gambia 

Mauretanien 

Tansania 

Ghana 

Mauritius 

Thailand 

Grenada 

Mosambik 

Togo 

Guinea (Conacry) 

Nepal 

Tschad 

Guinea-Bissau 

Nicaragua 

Tunesien 

Guyana 

Niger 

Uganda 

Haiti 

Obervolta 

Zaire 

Honduras 

Pakistan 

Zentralafrika 

Indien 

Peru 



2. Organisationen 

IKRK 

LICROSS 

UNHCR 

UNICEF 

UNRWA 

WEP 
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Anhang B 


Allocations d’aide alimentaire — Budget 1983 

B. 1. Decision de la Commission du 29. juillet 1983 

B. 2. Decision de la Commission du 2. decembre 1983 

B. 3. Decision de la Commission du 20. decembre 1983 

B. 4. Liste des operations decidees selon la procedure d’urgence 

B. 5. Detail de Taction speciale en faveur des pays africains. 


B. 1. Decision du 29 juillet 1983 

La Commission, apres avis favorable de Comite de Taide alimentaire (reunion des 13 et 14 juillet 1983), 
vient de decider les affectations des differents produits en faveur des organisations et pays suivants: 

Aide indirecte 


Pays 

Cereales 
{’OOO t) 

Lait en poudre 

(t) 

Butteroil 

(t) 

Autres produits 

Organisations 

P. A. M. projets 

65 


32 000 

6 000 


reserve 

40 


— 

— 


UNHCA Afghan 

50 





Ai. d’Est 

15 




2 500 Sucre, 500 huile, 

Asie S/E 

12 


3 000 

1400 

4 000 haricots 

Am. Centr. 

1 





UNRWA 

■ — 


1418 

939 





1 000 



CICR 

15 


1000 

1 000 

400 Sucre, 620 haricots 

LICROSS 

2 


1 500 

500 


ONG 

25 


27 000 ' 

2 000 

1 400 Sucre, 200 huile 

700 haricots, 50 poisson 
seche 

Totale aide indirecte 

225 

66 918 

11 839 
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B. 1. (bis) Aide directe 


Pays 

Cereales 
(’OOO t) 

Lait en poudre 

(t) 

Butteroil 

(t) 

Autres produits 

1. Afrique 

1.1. Sahel 





Mali 

15 

600 

200 


Mauritanie 

1.2. Afrique Occ. 

7 

1000 

900 


1.3. Afrique Centrale 





R. C. A. 

1 

200 

— 


Sao Tome 

1 

— 

100 


1.4. Afrique Orientale 





Burundi 

— 

100 

25 


Kenya 

16 

— 

— 


Rwanda 

3 

200 

50 


Sudan 

12 

500 

— 


Tanzanie 

20 

1800 

400 


1.5. Cor ne d’ Afrique 





Ethiopie 

20 + 20 

2 000 

500 


1.6. Ocean Indien 

1.7. Afrique Australe 





Angola 

20 

— 

— 


Botswana 

3 

600 

— 


Lesotho' 

6 

300 

— 


Mozambique 

40 

1 200 

200 


Swaziland 

4 

— 

— 


Zambie 

24 

500 

400 


2. Mediterranee 





Egypte 

135 

10 000 

2 500 


Liban 

10 

800 

— 


3. Caraibes/Amerique Latine 





Bolivie 

10 

1 100 

200 


Grenada 

0,5 

250 

— 


Guyane 

— 

300 

100 


Honduras 

5 

2 000 

600 


Nicaragua 

4 

2 000 

300 

1 000 huile veg., 

3 000 haricots 

4. Asie 





Bangladesh 

140 

— 

2 000 

700 huile vegetale 

Inde 

— 

35 000 

11 200 

500 huile vegetale 

Totale directe 

516,5 

60 450 

19 675 


Total general decide 

741,5 

127 368 

31 514 
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B. 2. Decision du 2 decembre 1983 
AIDE ALIMENTAIRE 

La Commission, apres avis favorable de Comite de l’aide alimentaire (reunion du 10 novembre 1983), vient 
de decider les affectations des differents produits en faveur des pays suivants: 

Tonnes 



Cereales 

T 

Lait en poudre 
T 

Butteroil 

T 

Autres 

T 

Comores 

1000 

400 

— 

— 

Ghana*) 

20 000 

35 

150 

— 

Jamai'que 

— 

1200 

200 

— 

Madagascar 

20 000 

500 

— 

— 

Senegal 

11000 

1 500 

— 

— 

Sri Lanka 

45 000 

— 

— 

— 

Tchad 

5 000 

— 

— 

— 

Tunesie 

— 

4 500 

1 500 

— 

Zimbabwe 

— 

4 000 

750 

6 000 (Haricots) 

Total 

102 000 

12 135 

2 600 

6 000 


*) Ghana: Les quantites totales prevues sont 1 800 tonnes de lait en poudre et 400 tonnes de butteroil. Etant donne qu’il 
est envisage de fournir ä ce pays 1 765 tonnes de lait en poudre et 250 tonnes de butteroil par reaffectation de 
certaines quantites de lait en poudre et de matieres grasses des programmes 1980 et 1981 (COM[83]631), les 
allocation proposees dans le present projet de decision de la Commission relatif ä une aide alimentaire en 
faveur du Ghana sont de 35 tonnes de lait en poudre et de 150 tonnes de butteroil. 
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B. 3. Decision du 20 decembre 
AIDE ALIMENTAIRE 1983 

La Commission, apres avis du Comite de Taide alimentaire, a pris la decision pour une troisieme alloca- 
tion d’aide alimentaire dans le cadre du Programme 1983. 

Les pays et les produits concernes sont les suivants: 



Cereales 

T 

Lait en poudre 
T 

Butteroil 

T 

Autres 

T 

Cap Vert 

7 000 

400 

300 


Niger 

— 

250 

— 


Haute Volta 

6 000 

— 

— 


Benin 

4 000 

— 

— 


Guinee Conakry 

7 000 

— 

— 


Guinee Bissau 

7 000 

— 

— 


Sierre Leone 

6 000 

500 

— 


Zaire 

15 000 

— 

— 


Seychelles 

— 

50 

— 


Somalie 

23 000 

0*) 

610 


Djibouti 

4 000 

— 

— 


Dominica 

1500 

— 

— 


Perou 

5 000 

1000 

200 


Equateur 

— 

300 

— 


Indonesie 

15 000 

— 

— 


Pakistan 

— 

800 

— 


Total 

100 500 

3 300 

1 110 



*) Somalie: Les quantites totales prevues sont 3 500 tonnes de lait en poudre. Etant donne qu’il est envisage de fournir ä 
ce pays 3 500 tonnes de lait en poudre par reaffectation de certaines quantites de lait en poudre des pro- 
grammes 1980 et 1981 (COM[83]631), l’allocation proposee dans le present projet de decision de la Commis- 
sion relatif a une aide alimentaire en faveur de la Somalie est de 0 tonnes de lait en poudre. 
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B. 4, Actions d’urgence — 1983 



Date 

Decision 

Sucre 

T 

Huile 

T 

Cereales 

T 

Lait en 
poudre 

T 

Butteroil 

T 

Autres 
produits 
(1000 ECU) 

Equateur 

2. 2.1983 


1 000 





Comores 

2. 3.1983 


100 





Equateur 

10. 3.1983 

1 000 






Comores 

23. 3.1983 

100 






Ghana (returnees) — 
ONG 



45 





Somalia (HCR) 

15. 4.1983 


900 





Mauritanie (Licross) .... 

15. 4.1983 


150 





Ghana (returnees) — 
ONG 







48 

Mauritanie (Licross) 

16. 5.1983 

30 





128 

Mozambique 

1. 6.1983 


350 





Somalie (HCR) 

13. 6.1983 

500 





500 

Zimbabwe 

15. 6.1983 






500 

UNRWA 

reevaluation 


(260 000 
ECU) 





UNRWA 

26. 7. 1983 


700 





Ethiopie 

1. 8.1983 






250 

El Salvador — ONG 

30. 8.1983 






240 

Sao Tome 

7. 9. 1983 






180 

Kampuchea — PAM 

7. 9. 1983 






i 942 

Paraguay — ONG 

20. 10. 1983 






1 620 

Ethiopie (Licross) 

13. 10. 1983 



600 

100 

100 


Nordeste Bresil (Licross) 

16. 12. 1983 




250 



Action Afrique 

16. 12. 1983 



29 000 

800 

550 

1000 

Total 


1630 

3 245 

29 600 

1 150 

650 

5 408 
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B. 5. Decision de la Commission relative a une aide alimentaire d’urgence en faveur de certains pays 
Africains (16. 12. 1983) 


Pays 

Cereales 

T 

Lait en poudre 

T 

Butter oil/A. P. 

T 

Canal 

Tchad 

4 000 

— 

— 

Direct 

Mali 

— 

100 

— 

ONG 

Mauritanie 

5 000 

— 

— 

Direct 

Mauritanie 

— 

300 

— 

via Licross 

Mauritanie 

— 

— 

500 

via PAM 

Senegal 

5 000 

— 

— 

Direct 

Haute-Volta 

400 

— 

— 

via ONG 

Ghana 

3 000 

400 

— 

Direct 

Ghana 

— 

— 

50 

via ONG 

Guinee Conakry 

2 000 

— 

— 

Direct 

Guinee Bissau 

1 000 

— 

. — 

Direct 

RCA 

1 000 

— 

— 

Direct 

Tanzanie 

4 000 

— 

— 

Direct 

Angola 

1600 

— 

— 

viaUNHCR 

Botswana 

1 000 

— 

— 

Direct 

Lesotho 

1 000 

— 

— 

Direct 

Mozambique 



1 MECU 
autres pro- 
duits 

via PAM 

Total 

29 000 

800 

550/1 MECU 
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Bericht der Abgeordneten Brück und Dr. Pohlmeier 


I. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages über- 
wies die Vorlage mit der Sammelübersicht auf 
Drucksache 10/1051 (Nr. 12) in Verbindung mit der 
Sammelübersicht auf Drucksache 10/1145 (Berichti- 
gung) an den Ausschuß für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zur federführenden und an den Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zur Mitberatung. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfahl, die Vorlage zur Kenntnis zu neh- 
men. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
beriet die Vorlage am 11. April 1984. 


II. 

Durch die vorgeschlagene Verordnung soll die Ver- 
ordnung Nr. 3331/82 des Rates vom 3. Dezember 
1982 über die Nahrungsmittelhilfepolitik und -Ver- 
waltung (ABI. Nr. L 352/1 vom 14. Dezember 1982), 
die die Rahmenvorschriften für die Nahrungsmit- 
telhilfe der EG enthält, für das Jahr 1984 konkreti- 
siert werden. Die vorgeschlagenen Regelungen für 
das Jahr 1984 betreffen vor allem die Feststellung 
der Gesamtmengen der zu liefernden Erzeugnisse, 
die Bestimmung der Länder und Organisationen, 
die für Nahrungsmittelmaßnahmen in Betracht 
kommen, die Bestimmung der zu liefernden Grund- 
und abgeleiteten Erzeugnisse sowie die allgemei- 
nen Kriterien für den Transport der Nahrungsmit- 
telhilfe über das fob-Stadium hinaus. Darüber hin- 
aus enthält der Vorschlag noch eine Reihe weiterer 
Bestimmungen, unter anderem die, daß die zu lie- 
fernden Nahrungsmittel grundsätzlich in der EG zu 
beschaffen sind und nur ausnahmsweise in Ent- 
wicklungsländern. Die Einzelheiten ergeben sich 
aus dem als Anlage beigefügten Verordnungs-Vor- 
schlag. Der Vorschlag entspricht mit einer mehr 
technischen Änderung weitgehend der entspre- 
chenden Verordnung des Vorjahres (ABI. Nr. L 196 
vom 20. Juli 1983). Diese Änderung besteht darin, 
daß die zu liefernden Nahrungsmittelmengen nicht 
mehr in der Verordnung selbst, sondern in einem 
Anhang dazu festgelegt werden sollen. Damit soll 
erreicht werden, daß bei den jährlichen Beschlüs- 
sen zur Durchführung der Nahrungsmittelhilfe der 
Verordnungstext selbst unverändert bleiben kann 
und nur die Anhänge zu ändern sind. 


III. 

Leitlinie für die Beratung im Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit waren die einstimmi- 
gen Beschlüsse des Deutschen Bundestages vom 


5. März 1982 (Drucksache 9/1344) und vom 19. Ja- 
nuar 1984 (Drucksache 10/711), in denen es unter 
anderem heißt: „Die Nahrungsmittelhilfe soll ten- 
denziell noch mehr auf Katastrophen- und Not- 
standsfälle beschränkt werden. Sie darf die Motiva- 
tion zu Eigenanstrengungen nicht schwächen. Viel- 
mehr muß die Eigenproduktion der Entwicklungs- 
länder nachhaltig gefördert werden.“ Auf dieser Li- 
nie liegt auch der Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 12. April 1984 (Drucksache 10/1231), in 
dem er die — noch zögernde — Bundesregierung 
aufforderte, dem Vorschlag der Kommission für 
eine Verordnung des Rates mit Maßnahmen zur 
Ablösung der Nahrungsmittelhilfe durch Maßnah- 
men im Bereich der Ernährung in der EG zuzustim- 
men. 

Die Haltung des Deutschen Bundestages stimmt 
grundsätzlich mit der des Europäischen Parlaments 
überein. Auch die Kommission der EG bemüht sich 
seit längerem um die engere Ausrichtung der Nah- 
rungsmittelhilfe an entwicklungspolitischen Ziel- 
setzungen, um die konsequente Abstimmung mit 
den übrigen entwicklungspolitischen Instrumenten 
und um ihre stärkere Einbindung in das Instrumen- 
tarium der EG. Dies ergibt sich nicht zuletzt aus 
ihrer Mitteilung an den Rat vom März 1983 „Eine 
Nahrungsmittelhilfe im Dienste der Entwicklung“. 
Aus diesen Grunderwägungen und den unten auf- 
geführten weiteren Gründen heraus empfiehlt der 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung aufzu- 
fordern, bei den Beratungen des Verordnungs- Vor- 
schlages in der EG auf folgendes hinzuwirken: 

1. Es sollen keine Höchstmengen für die Nah- 
rungsmittelhilfen festgeschrieben werden, der 
Kommission soll vielmehr die Möglichkeit der 
Unterschreitung der Mengenziele bleiben. Anlaß 
für diese Forderung sind Bemühungen der Bun- 
desregierung, die Höchstmenge für Milcher- 
zeugnisse festschreiben zu lassen. Dies er- 
scheint im Interesse der Entwicklungsländer 
nicht vertretbar. Die Nahrungsmittelhilfe sollte 
wegen ihrer vielfach schädlichen Langzeitwir- 
kungen — es sei nur auf die Veränderung ange- 
paßter Eßgewohnheiten und die Marktverstop- 
fung in vielen Entwicklungsländern hingewie- 
sen, die die Existenzmöglichkeiten der einheimi- 
schen Landwirtschaft ernsthaft gefährden — 
nur in dem Umfang und auch nur so lange gege- 
ben werden, wie sie unbedingt notwendig ist. 
Deshalb muß der Kommission die Möglichkeit 
bleiben, verfügbare, aber für die Entwicklungs- 
länder nicht unbedingt benötigte Nahrungsmit- 
tel nicht zu vergeben. 

2. Die Abgrenzung zwischen Soforthilfe und regu- 
lärer Nahrungsmittelhilfe und der Zusammen- 
hang beider Hilfsformen soll präziser herausge- 
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arbeitet werden. Diese Forderung zielt auf eine 
klarere Trennung der Nahrungsmittelhilfe in 
Katastrophen- und Notstandsfällen, die unbe- 
rührt bleiben soll, von der regulären Nahrungs- 
mittelhilfe ab, damit diese bewußter und ver- 
stärkt entwicklungspolitisch sinnvoll eingesetzt 
werden kann. 

3. Die Kriterien für die Auswahl der möglichen 
Empfängerländer der Nahrungsmittelhilfe sind 
offenzulegen. Hierzu heißt es in der oben unter 
II. genannten Rahmenverordnung bisher nur, 
daß die Gewährung der Nahrungsmittelhilfe 
sich in erster Linie auf eine objektive Einschät- 
zung des wirklichen Bedarfs stütze, der diese 
Hilfe rechtfertige. Zu diesem Zweck würden ins- 
besondere folgende drei Kriterien berücksich- 
tigt, ohne daß andere einschlägige Überlegungen 
ausgeschlossen würden: der grundlegende Nah- 
rungsmittelbedarf, das Einkommen je Einwoh- 
ner, die Situation der Zahlungsbilanz, Diese Be- 
stimmungen sind so unbestimmt, daß sich mit 
ihnen eine Nahrungsmittelhilfe an fast jedes 
Entwicklungsland rechtfertigen läßt. Im Inter- 
esse eines gezielten Einsatzes der Nahrungsmit- 
telhilfe erscheint deshalb die Darlegung der 
konkreten Auswahlkriterien notwendig. 

4. Die für die Hilfsmaßnahmen erforderlichen 
Nahrungsmittel sollten entgegen der bestehen- 
den Regelung grundsätzlich in Entwicklungslän- 
dern und nur ausnahmsweise in der EG be- 
schafft werden. Hiermit soll in erster Linie eine 
Stärkung der Landwirtschaft der Entwicklungs- 
länder erreicht werden, die allgemein als eine 
Grundvoraussetzung für eine gedeihliche Ent- 
wicklung der meisten Entwicklungsländer ange- 
sehen wird. Wenn die Entwicklungsländer Aus- 
sicht auf regelmäßige Ankäufe ihrer Agrarpro- 
dukte durch die EG haben, dann stellt dies für 
sie den notwendigen Anreiz für die verstärkte 
Entwicklung der eigenen Landwirtschaft dar. 
Darüber hinaus würde diese Regelung es ermög- 
lichen, bedürftige Entwicklungsländer mit sol- 
chen Nahrungsmitteln aus der jeweiligen Re- 
gion zu versorgen, die den Ernährungsgewohn- 
heiten ihrer Bevölkerung entsprechen. 


Bonn, den 3. Mai 1984 


Der Ausschuß ist sich bei dieser Empfehlung 
bewußt, daß sie die im Rahmen der gemein- 
schaftlichen Marktorganisationen erlassenen 
Grundregeln für die Bereitstellung von landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen berührt. Diese 
Grundregeln erscheinen jedoch, soweit sie die 
Entwicklungsländer betreffen, revisionsbedürf- 
tig, weil sie zu einer Zeit entwickelt wurden, in 
der die entwicklungspolitischen Notwendigkei- 
ten und Folgen der Nahrungsmittelhilfe noch 
unzureichend erkannt wurden. Er hält es des- 
halb für erforderlich, daß die Bundesregierung 
schon in den Beratungen über den vorliegenden 
Verordnungs-Vorschlag zumindest nachdrück- 
lich darauf hinweist, daß der Deutsche Bundes- 
tag eine Revision der die Entwicklungsländer 
betreffenden Teile der gemeinschaftlichen 
Marktorganisationen für angebracht hält. 

5. Die Kontrollsysteme in der Verteilung der Nah- 
rungsmittelhilfe sind zu verbessern. Diese For- 
derung des Europäischen Rechnungshofes sollte 
nachdrücklich unterstützt werden, damit sicher- 
gestellt wird, daß die Nahrungsmittelhilfe auch 
die angestrebten Ziele erreicht. 

6. Es sollte eine Auswertung der Erfahrungen mit 
der Nahrungsmittelhilfe in den letzten Jahren 
vorgelegt werden, damit deutlich wird, wie die- 
ses entwicklungspolitische Instrument bisher 
eingesetzt worden ist und welchen Erfolg die 
Bestrebungen zu seiner stärkeren entwicklungs- 
politischen Ausrichtung gehabt haben. Eine sol- 
che Auswertung sollte die Grundlage für weitere 
Beschlüsse zur Ausgestaltung der Nahrungsmit- 
telhilfe bilden. In sie sollten die Ergebnisse der 
1982 von der Kommission der EG durchgeführ- 
ten Evaluierung der Nahrungsmittelhilfe sowie 
der Inhalt der Berichte an das Europäische Par- 
lament aufgenommen werden, die nach Art. 11 
der oben unter II. erwähnten Rahmenverord- 
nungen zu erstatten sind. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

verabschiedete die Beschlußempfehlung an den 

Deutschen Bundestag einstimmig. 


Brück Dr. Pohlmeier 

Berichterstatter 
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